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In diesem Artikel wird dem Begriff  und dem Phänomen Neoliberalismus überblicksartig nachgegangen. Ziel dieser Diskus-
sion ist es, einen Begriff  des Neoliberalen herzuleiten, der sich auch zur Analyse von Bildungsinhalten eignet, um entspre-
chende Tendenzen herausarbeiten zu können.
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“Neoliberalism”. Discussion of a fundamental concept to analyse the socio-economic present a 
reflect on curricula

Th is article explores the term and the phenomenon of neoliberalism. Th e discussion should supply an analytical potential of 
the term neoliberalism, which supports the analysis of educational content concerning neoliberal tendencies.
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Fachdidaktik

1 Einleitung

„Kant sah die Fremdbestimmung seiner Mitmen-
schen in erster Linie in einem ideologischen Miss-
brauch von Religion durch die Herrschenden be-
dingt. In den „aufgeklärten“ Gesellschaften des 
frühen 21. Jahrhunderts hingegen ist es vor allem ein 
um marktliberale Dogmen kreisendes, ökonomi(sti)
sches Denken, das die Menschen indoktriniert und 
einem selbstbestimmten Vernunftgebrauch im Wege 
steht“ (Haarmann, 2019, S. 163). 

Die Bedingungen von Unterricht müssen immer in 
einen „Strukturzusammenhang“ (Kron, Jürgens & 
Standop 2014: 25) refl ektiert werden, da Bildung und 
damit Unterricht in einer Wechselbeziehung zu ge-
sellschaftlichen Verhältnissen steht. Angetrieben von 
dieser Grundüberlegung wollten wir Unterrichtsma-
terialien auf neoliberale Tendenzen – die „Ideologie der 
Gegenwart“ (Haarmann 2019: 159), wie der eingangs 
zitierte Aufsatz ein entsprechendes ökonomi(sti)sches 
Denken auch bezeichnet – untersuchen. Im Zuge die-

ses Vorhabens ist uns aufgefallen, dass zum Th emen-
komplex des Neoliberalismus zwar ein enormer Um-
fang an Literatur besteht, aber in der fachdidaktischen 
Debatte, auch nicht im Bereich der GW-Didaktik, 
kein Überblicksartikel auffi  ndbar ist, der den Begriff  
Neoliberalismus als Grundlage einer systematischen 
Analyse vorbereiten würde. Diese Lücke versuchen 
wir mit diesem Aufsatz zu schließen. Dabei möchten 
wir nicht nur Defi nitionen von „Neoliberalismus“ zu-
sammenstellen, sondern auch bereits andenken, wie 
dieser etwa in Unterrichtsmaterialien erkannt werden 
kann. 

Um entsprechende ökonomi(sti)sche Ansätze in 
den zu untersuchenden Unterrichtsmaterialien zu 
identifi zieren, würde sich etwa in Anlehnung an Kuhn 
(1969) eine paradigmatische Einordnung anbieten. 
Hierbei ließe sich etwa fragen, welcher ökonomischen 
Denktradition (z. B. Neoklassik, Keynesianismus, 
Politische Ökonomie, etc.) die über die Unterrichts-
materialien transportierte Sichtweise entspricht (vgl. 
Heine & Herr 2012). Dieser Ansatz eignet sich insbe-
sondere für Unterrichtsmaterialien, die explizit öko-
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nomische Th emen behandeln. Die uns vorliegenden 
Unterrichtsmaterialien aus dem Bereich des Sachun-
terrichts weisen jedoch weitgehend einen anderen 
Charakter auf und sie behandeln über weite Strecken 
weniger explizit ökonomische Th emen. Wenn bei-
spielsweise thematisiert wird, worauf bei gesunder Er-
nährung zu achten ist (vgl. Jo-Jo 1: 37), oder wie mit 
Müll umgegangen werden kann (vgl. Schlag nach 1/2: 
104–105), lässt sich dieses Material kaum hinsichtlich 
expliziter ökonomischer Paradigmen einordnen. Wir 
sind jedoch der Auff assung, dass es dennoch neolibe-
rale Tendenzen aufweisen kann, da wir „Neoliberalis-
mus“ als ein ideologisches Projekt erachten, welches 
über eine ökonomi(sti)sche Sichtweise hinausgeht. In 
Unterrichtsmaterialien für den Geographieunterricht 
dürfte sich angesichts der ebenfalls interdisziplinären 
Ausrichtung des Fachs mit Querschnittsthemen wie 
Bevölkerungsgeographie und Nachhaltigkeit diese 
Tendenz teilweise fortsetzen.

Um unsere Th ese, dass neoliberale Tendenzen auch 
in nicht explizit ökonomischen Bildungsinhalten zu 
fi nden sind, zu untersuchen, möchten wir in diesem 
Artikel der Frage nachgehen, was unter „Neolibera-
lismus“ verstanden werden kann und wie dieser in 
Erscheinung tritt. Charaktermerkmale, die sich im 
Zuge dieser Diskussion ableiten lassen, werden wir 
im letzten Abschnitt (Abschnitt 6) hinsichtlich der 
aufgeworfenen Th ese refl ektieren, um davon Ansät-
ze für eine Analyse von Unterrichtsmaterialien und 
-praktiken hinsichtlich neoliberaler Tendenzen her-
zuleiten. 

Wirft man nun die Frage nach dem Begriff  und 
dem Phänomen Neoliberalismus auf, so ergeben sich 
zahlreiche Unterfragen und spannende Nebenschau-
plätze. Um in diesem Dickicht nicht verlorenzuge-
hen, versuchen wir anhand von vier Perspektiven 
Konturen des Neoliberalismus abzuleiten. Die ers-
te Frage, die wir uns diesbezüglich stellen, zielt auf 
unterschiedliche Bedeutungszuschreibungen des Be-
griff s. So wird sich zeigen, dass „Neoliberalismus“, 
etwa in unterschiedlichen Kontexten, durchaus un-
terschiedliche Bedeutungen transportiert. Darüber 
hinaus steht „Neoliberalismus“ auch in engen, sich 
teilweise überschneidenden Zusammenhängen mit 
anderen Begriff en, wie beispielsweise „Neoklassik“ 
(Abschnitt  2). Ausgehend von Problemen, die sich 
aus dieser Diskussion auf begriffl  icher Ebene ergeben, 
betrachten wir aus ideengeschichtlicher Perspektive 
die Frage nach Gemeinsamkeiten und Unterschie-
den zwischen Klassik, Neoklassik, Liberalismus und 
Neoliberalismus (Abschnitt 3). Die Zusammenhän-
ge, die sich aus dieser Perspektive abzeichnen und 
wir als „neoliberales Projekt“ bezeichnen werden, 
untersuchen wir aus strukturgeschichtlicher Perspek-
tive exemplarisch hinsichtlich dessen Auswirkung auf 

die europäische Integrationsweise (Abschnitt 4). Die 
vierte Perspektive, die wir einnehmen, bezieht sich 
auf die Subjektebene. Diesbezüglich fragen wir nach 
veränderten Regierungspraktiken in einer neoliberal 
geprägten Gegenwart (Abschnitt 5).

2 „Neoliberalismus“ als analytischer Be-
griff  – ein Problemaufriss

Mit folgendem Abschnitt sollen die Bedeutungs-
vielfalt des Begriff s „Neoliberalismus“ systematisiert 
werden und wer könnte sich als archetypischer Aus-
gangspunkt besser eignen als Christian Lindner (Bun-
desvorsitzender der FDP), um eine solche Diskussion 
zu eröff nen: 

„Ich kämpfe nicht gegen Windmühlen.“, antwor-
tet Lindner auf die Frage, ob er jemals darüber nach-
gedacht hätte, das Wort „neoliberal“ mit positiver 
Bedeutung wiederzubeleben (Nienhaus 2017). Aus 
Lindners Aussage lassen sich immerhin zwei Hinwei-
se auf den Gebrauch des Attributs neoliberal ableiten. 
Neoliberal lässt sich als politischer Kampfbegriff  er-
kennen und verweist auf eine polemische Dimensi-
on, die eine Politik, welche als neoliberal identifi ziert 
wird, eines „Raubtierkapitalismus“ bezichtigt. Außer-
dem wird deutlich, dass Lindner neoliberal nicht als 
treff ende Selbstzuschreibung verwendet, da er die ne-
gative Rahmung des Begriff s hinnehmend anerkennt. 
Jenseits der Polemik, welche dieser Begriff  ermöglicht, 
wird „Neoliberalismus“ allerdings auch analytisch von 
einer großen Gruppe Sozialwissenschaftler/innen ver-
wendet, um einen globalen Siegeszug in der Form be-
stimmter sozioökonomischer Transformationsprozes-
se seit Mitte der 1970er Jahre zu identifi zieren (Birch 
& Mykhnenko 2010; Crouch 2011; Harvey 2012). 
Diese beiden sehr unterschiedlichen Zugänge zu dem 
Begriff  lassen „Neoliberalismus“ in einem interessan-
ten Spannungsfeld verorten, was ein merkwürdiges 
Phänomen erscheinen lässt: ein herrschender Neoli-
beralismus – ohne Neoliberale (zumindest ohne jene, 
die sich selbst als solche identifi zieren). 

Neben dieser widersprüchlichen Zuspitzung lassen 
sich in unterschiedlichen Regionen unterschiedliche 
begriffl  iche Konstellationen und Bedeutungstradi-
tionen erkennen. Sowohl in den USA, als auch in 
Großbritannien hat der Begriff  des Liberalismus seit 
Ende des 19. Jahrhunderts eine massive Umdeutung 
im Sinne einer „Sozialdemokratisierung des Liberalis-
musbegriff es“ (Biebricher 2018: 11) erfahren. Werden 
beispielsweise demokratische Kandidat/innen in den 
USA als liberal kritisiert, so wird ihnen Sozialdemo-
kratismus vorgeworfen, was einen bemerkenswerten 
Kontrast zur kontinentaleuropäischen Verwendung 
des Liberalismusbegriff es ergibt, wo „(Wirtschafts)
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Liberalismus“ eher als Vorwurf des mangelnden So-
zialbewusstseins an sozialdemokratische Parteien ge-
richtet wird (vgl. Butterwegge 2018 zu „Hartz VI“). 

In Anbetracht dieser komplexen Bedeutungskons-
tellationen von „Neoliberalismus“ und insbesondere 
dessen Verwendung als politischen Kampfbegriff  – zu-
mindest im deutschsprachigen Gebrauch – lässt sich 
die Frage aufwerfen, ob es nicht angemessener oder 
fruchtbarer wäre, begriffl  iche Alternativen wie „Neo-
klassik“ zu verwenden, um eine sozioökonomische 
Gegenwart und deren Darstellung in Unterrichtsma-
terialien zu analysieren. 

Auf den Begriff  „Neoklassik“ wird beispielsweise 
in kritischen Lehrbüchern der VWL zurückgegriff en, 
die im gewissen Kontrast zu einseitigen1 Standard-
lehrbüchern (Mankiw & Taylor 2012; Samuelson 
& Nordhaus 2010, 2017) einen multiparadigmati-
schen Zugang verfolgen und somit der Neoklassik 
andere ökonomische Paradigmen gegenüberstellen 
(vgl. Heine & Herr 2012; Jäger & Springler 2012). 
Die genannten mehrperspektivischen Lehrbücher 
setzen also bei ökonomischen Argumentationen 
und Erklärungsansätzen an und arbeiten durch Ge-
genüberstellungen unterschiedlicher ökonomischer 
Denktraditionen implizite politische Dimensionen 
heraus. Der Begriff  „Neoliberalismus“ wird in die-
sen Darstellungen tendenziell ausgespart und wenn 
er doch Verwendung fi ndet, dann wird „die neoli-
berale Th eorie“ als Strang der Neoklassik diskutiert, 
der sich aus dieser entwickeln konnte (vlg. Jäger & 
Springler 2012: 21). 

Demgegenüber erfährt der Begriff  „Neoliberalis-
mus“ in der deutschsprachigen Debatte der kritischen 
Sozialwissenschaft, wie sie sich etwa in der Zeitschrift 
PROKLA darstellt, den Vorzug gegenüber dem Be-
griff  der „Neoklassik“. Hier wird beispielsweise disku-
tiert, ob der Neoliberalismus noch als „hegemonial“ 
zu fassen ist, oder gar als „autoritär“ zu bestimmen 
sei (vgl. Konecny 2012; Oberndorfer 2012). Mit 
dem Begriff  „Neoliberalismus“ soll in diesen Diskus-
sionen also eher auf eine politische Th eorie und auf 
eine Praxis verwiesen werden, die wiederum sehr mit 
ökonomischer Th eoriebildung verwoben ist. Bei den 
vorhin erwähnten kritischen VWL-Lehrbüchern wird 
hingegen mit dem Begriff  der „Neoklassik“ auf öko-
nomische Denktraditionen verwiesen, die politische 
Dimensionen implizieren. Dieser Unterscheidung 
wird in Abschnitt 2.1 „Politische Dimensionen einer 
Th eoriegeschichte: Neoklassik im Neoliberalismus 
und Neoliberalismus in der Neoklassik“ noch näher 
nachzugehen sein.

1 Eine Kritik der Standardlehrbücher stellt beispielsweise Silja 
Graupe (2017) bereit, wobei Sie dem Vorwurf der Indoktrination 
nachgeht und „unbewusst bleibende Beeinfl ussung“ herausarbeitet.

Neben diesen beiden sich weitgehend überschnei-
denden, aber auch konkurrierenden Begriff en „Neo-
liberalismus“ und „Neoklassik“ kann noch auf ein 
ganzes Bündel alternativer Begriff e verwiesen werden, 
um sozioökonomische Verhältnisse und deren Dar-
stellung in Unterrichtsmaterialien zu bestimmen. Auf 
einem höheren Abstraktionsniveau würden sich etwa 
„Marktwirtschaft“ oder „Kapitalismus“ anbieten. Ein-
mal davon abgesehen, dass diese Begriff e ebenfalls 
jeweils eine starke Wertung implizieren – zum einen 
wird der Markt als vermeintlich wertfreie regulatori-
sche Instanz inszeniert und zum anderen wird betont, 
dass die gewinnbringende Verwertung des Kapitals 
maßgeblicher ist als menschliche Bedarfe und Be-
dürfnisse – so zielen diese Begriff e auf sehr allgemeine 
Bestimmungsmerkmale des Wirtschaftssystems und 
lassen ein gewisses zeitdiagnostisches Potential ver-
missen. Es müssen also Fragen nach der spezifi schen 
Ausformung der Marktwirtschaft beziehungsweise 
des Kapitalismus off enbleiben. Hierfür würden sich 
neben „Neoliberalismus“ Begriff e, wie „Spätkapitalis-
mus“, „Postfordismus“, „advanced liberalism“ (fortge-
schrittener Liberalismus), oder „Toyotaismus“ (Ōno 
1988) anbieten. 

Während „Spätkapitalismus“ zwar betont, dass es 
sich um eine historisch spezifi sche Spielart des Kapi-
talismus handelt – was der Begriff e „Neoliberalismus“ 
vermissen lässt – so läuft das Präfi x „spät“, welches auf 
ein baldiges Ende des Kapitalismus verweist, Gefahr 
einen Geschichtsdeterminismus zu transportieren. 
Die weiteren begriffl  ichen Alternativen weisen eben-
falls entsprechende Schwächen auf. Sie verweisen 
entweder auf einen Bruch mit Vergangenem, ohne 
das Neue zu spezifi zieren („Postfordismus“, „advan-
ced liberalism“) oder sind zu spezifi sch. Im Fall von 
„Toyotaismus“, können zwar Veränderungen im 
Produktionsprozess zum Ausdruck gebracht werden, 
aber weitere Dimensionen einer sozioökonomischen 
Gegenwart – die zwar nicht unabhängig vom Pro-
duktionsprozess sind – bleiben zumindest begriffl  ich 
verschleiert. 

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass der 
Begriff  „Neoliberalismus“ in einem Problemfeld zu 
verortet ist, wobei zwei Dimensionen dieses Problem-
felds erkennbar sind: Zum einen ist der Begriff  „Neo-
liberalismus“ Träger von teilweise konkurrierenden 
Bedeutungen, die von Polemik bis zum akademischen 
Analysebegriff  reichen. Zum anderen lässt sich „Neo-
liberalismus“ auch in einem Netz konkurrierender 
Begriff e mit teilweise weitgehenden Bedeutungsüber-
schneidungen erkennen. Im Zuge einer weiterführen-
den Diskussion des analytischen Potentials des Neo-
liberalismus-Begriff s scheint es sinnvoll, der bereits 
angedeuteten Spannung zwischen Neoklassik und Neo-
liberalismus ideengeschichtlich weiter nachzugehen.
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3 Politische Dimensionen einer Th eoriege-
schichte: Neoklassik im Neoliberalismus 
und Neoliberalismus in der Neoklassik 

In den 1870er Jahren erschienen ungefähr zeitgleich 
wirkmächtige Arbeiten von Karl Menger, William St. 
Jevons und Léon Walras (vgl. Heine & Herr 2012: 11), 
die weitgehend als „Väter der neoklassischen Th eo-
rie“ (vgl. Pierenkemper 2012; Ziegler 2008) bezeich-
net werden. Das Präfi x „neo“ ist angelehnt an die in 
England bis dahin vorherrschende Klassische Politische 
Ökonomie, die beispielsweise den Freihandel betonte 
(vgl. Konzept des komparativen Vorteils, Ricardo (2004 
[1817])). Diese stand nicht nur mit der in Deutschland 
und Österreich vorherrschenden Historischen Schule in 
Konkurrenz, die unter anderem in Außenhandelsfragen 
konträre Positionen bezog2. Die Klassische Politische 
Ökonomie wurde insbesondere auch von Karl Marx 
kritisiert, der sich der damals vorherrschenden ökono-
mischen Argumentationsweise bediente und innerhalb 
dieses Paradigmas eine grundsätzliche Kritik formulier-
te (Marx 2005 [1867]). Inspiriert von der marxschen 
Kritik konterkariert beispielsweise Ferdinand Lassalle3 
mit dem Begriff  des „Nachtwächterstaates“ wirkmäch-
tig das wirtschaftspolitische „Laissez-faire“ (Frédéric 
Bastiat) des klassischen Liberalismus. Der Einfl uss sol-
cher Kritik am Liberalismus zeigt sich auch an promi-
nenter Stelle in den späten Werken John Stuart Mills, 
worin sich ein Wandel vom klassischen Liberalismus 
hin zu einer sozialdemokratischen Öff nung nieder-
schlägt (vgl. Biebricher 2018: 28). 

Unter diesem Druck – sowohl auf die wirtschafthe-
oretische Klassik, wie auch auf den politischen Libera-
lismus – kamen also die genannten Arbeiten aus den 
1870er Jahren gerade zur rechten Zeit. Das in den 70er 
Jahren des 19. Jahrhunderts aufkommende neoklassi-
sche Paradigma verdrängte mit dem 1890 von Alfred 
Marshall (2014 [1890]) herausgebrachten „Principles 
of Economics“4 die Klassische Politische Ökonomie 
weitgehend und distanzierte sich zwar in vielerlei 

2 Die Historische Schule konzentrierte sich auf Fragen der „nach-
holenden Entwicklung“ und entwickelte das „Schutzzollargu-
ment“ gegen die Argumentation des internationalen Freihandels, 
um damit zu hervorzuheben, dass rückständigere Ökonomien 
durch staatliche Maßnahmen wie Zölle den Aufbau gewisser In-
dustrien fördern können (vgl. List 2008 [1841]).
3 einer der einfl ussreichsten Arbeiterführer des 19. Jahrhunderts; 
einer der Gründerväter der SPD; Seine Vorstellung des Sozialis-
mus war u.a. preußisch-nationalstaatlich geprägt und unterschied 
sich somit insbesondere zu einer internationalistischen Ausprä-
gung, wie sie Marx und Engels vertraten.
4 Marshalls „Principles of Economics“ bildet bis heute den Kern 
neoklassischer Th eorie (vgl. Jäger & Springler 2012: 37) und wird auch 
in aktuellen Volkswirtschaftslehrbüchern (vgl. Mankiw & Taylor 
2012) in ähnlicher Form dargestellt (kritisch hierzu: Graupe 2017).

Hinsicht von dieser5, doch bestätigte und radikalisier-
te das neue Paradigma den klassischen Zugang gleich-
zeitig. So verschwand der Bezug auf die Kategorie der 
Klassen und wurde durch Kategorien wie Haushalte 
bzw. Individuen und Unternehmen ersetzt. Gesell-
schaftstheoretische Zugänge wurden von einem „me-
thodologischen Individualismus“ und dem Konzept 
des „Homo oeconomicus“ abgelöst. Außerdem wurde 
Ökonomie von Politik getrennt und als eigenständige 
Sphäre, im Sinne einer „reinen Ökonomie“ betrachtet 
(Screpanti & Zamagni 2005: 165 ff .). In dieser Zeit 
setzt auch die Institutionalisierung der Ökonomie 
an den Universitäten verstärkt ein. Neu geschaff ene 
Lehrstühle wurden bevorzugt von Vertreterinnen und 
Vertretern der Neoklassik besetzt, wodurch die Klassi-
sche Politische Ökonomie und die Historische Schule 
auch im akademischen Bereich zunehmend margi-
nalisiert wurden (vgl. Jäger & Springler 2012: 19).

Während Ende des 19. Jahrhunderts zwar ein Me-
thodenstreit6 zwischen Historischer Schule und der 
Neoklassik geführt wurde, so kam es doch bis zu den 
1920/30er Jahre zu einer breiten Durchsetzung und 
Ausdiff erenzierung des Paradigmas in Th eorie und Pra-
xis in kapitalistischen Regionen (vgl. Jäger & Springler 
2012: 19–20). Ab den 1930er Jahren geriet die Neo-
klassik nach der Wirtschaftskrise, unter dem aufkom-
menden keynesianischen Paradigma wieder unter er-
heblichen Druck. Dieses nach John Maynard Keynes 
benannte Paradigma geht – im Kontrast zum neoklas-
sischen Paradigma – davon aus, dass die kapitalistische 
Produktionsweise zu Instabilität tendiere und Staats-
interventionen zur Stabilisierung unerlässlich sind.

Die Reaktion auf den sich verbreitenden Keynesia-
nismus ließ nicht lange auf sich warten. Auf der Ebene 
der ökonomischen Th eoriebildung wurde bereits kurz 
nach der Erscheinung von Keynes‘ (1964 [1937]) 
Werk „Th e General Th eory of Employment, Interest, 
and Money“ versucht diesen Ansatz zu vereinnahmen. 
So hat John Hicks (1937) im gleichen Jahr den Aufsatz 
„Mr. Keynes and the „Classics“: A Suggested Inter-
pretation“ herausgebracht und dabei versucht Keynes‘ 
Th eorie in das „Investment-Saving/Liquidity-Money-
Modell“ (IS-LM-Model) zu integrieren. In diesem 
Modell wird angenommen, dass auf lange Sicht eine 
Volkswirtschaft sich einem natürlichen Gleichgewicht 
annähert – was in einem krassen Widerspruch zu 
Keynes‘ Annahme steht – und dadurch nachfrageför-
dernde wirtschaftspolitische Eingriff e von Seiten des 
Staates obsolet wären (vgl. Jäger & Springler 2012: 21). 

5 So baut Marshall beispielsweise auf den Arbeiten zur Wert- 
bzw. Preistheorie von Karl Menger, William St. Jevons und Léon 
Walras auf, die einen grundlegenden Bruch mit der in der Klassik 
vorherrschenden Arbeitswerttheorie darstellen (vgl. Heine & 
Herr, 2012, S. 11–13).
6 Näheres siehe hierfür z. B. Söllner (2012: 219–224)
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Entscheidender als die Aneignung weiter Teile der 
keynesianischen Th eorie scheint jedoch die Gründung 
der Mont Pèrlerin Society in den 1940er Jahren, was 
Biebricher (2018) als „zweite Geburt des Neolibera-
lismus“ bezeichnet. Diese Gründung kann als Konsti-
tuierung eines Forums zur strategischen Vernetzung 
und zur Durchsetzung entsprechender Sichtweisen 
und Wirtschaftspolitiken verstanden werden (vgl. 
Plehwe & Walpen 1999; Walpen 2004). In dieser 
Gründungsphase verwenden wichtige Mitglieder, wie 
Walter Eucken, Wilhelm Röpke und Friedrich August 
von Hayek, „neoliberal“ off ensiv als Selbstbeschrei-
bung. Darüber hinaus konstituiert sich der Neolibera-
lismus spätestens mit der Gründung dieses Netzwerks 
auch als politisches Projekt.

Von diesem ideengeschichtlichen Abriss soll für 
den weiteren Gang der Argumentation neben den 
genannten Aspekten neoklassischer und neolibera-
ler Th eorie auch die Verwendung von „neoliberal“ 
als Selbstbeschreibung festgehalten werden. Darüber 
hinaus sollte gezeigt werden, dass die ökonomische 
Th eoriebildung stark mit der Bildung politischer Th e-
orie verwoben ist. Ideengeschichtlich lässt sich auf 
der Ebene der ökonomischen Th eoriebildung wohl 
die Hervorbringung der Neoklassik kaum ohne die 
Krise des klassischen Liberalismus auf der Ebene der 
politischen Th eoriebildung erklären und umgekehrt 
die Hervorbringung des Neoliberalismus wohl kaum 
ohne vorangegangener ökonomischen Th eoriebildung 
seitens der Neoklassik. In dieser historischen Rekon-
struktion der Verquickung aus ökonomischer und 
politischer Th eoriebildung wurde auch versucht, die 
Ebenen der jeweiligen Th eoriebildung mit politischer 
Praxis (neoklassische Lehrstühle, Mont Pèrlerin Soci-
ety) zu verweben. Um diese Verfl echtungen aus öko-
nomischer und politischer Th eoriebildung mit politi-
scher Praxis begriffl  ich zu fassen, bietet es sich an, von 
einem „neoliberalen Projekt“ zu sprechen.

Lässt man sich nun auf „neoliberales Projekt“ als 
analytischen Begriff  ein, so ist darauf hinzuweisen, 
dass hierbei ein heterogenes Phänomen in den Blick 
gerät. Sowohl auf der Ebene der Th eoriebildung7 als 
auch auf der Ebene der gesellschaftlichen Transforma-
tion8 lässt sich ein breites Spektrum an teils kontrover-
sen Positionen und unterschiedlichen Entwicklungen 
erkennen. Dennoch erachten wir es nicht als sinn-
voll „Neoliberalismen“ im Plural zu untersuchen, da 

7 So unterscheiden sich beispielsweise der Ordoliberalismus 
nach Eucken vom Monetaristischen Neoliberalismus nach Fried-
man teilweise erheblich.
8 Es scheint auch sinnvoll, zwischen Transformationsprozessen, 
wie sie in Chile in den 1970er Jahren von Pinochets Militärdik-
tatur durchgesetzt wurden, und ähnlichen Maßnahmen, die etwa 
im Neuseeland der 1980er Jahre von einer liberal-demokratischen 
Regierung verabschiedet wurden, zu unterscheiden.

das zentrale und verbindende Ziel des „neoliberalen 
Projekts“ einheitlich die Durchsetzung einer Markt-
gesellschaft  ist (vgl. Biebricher 2018; Crouch 2011; 
Harvey 2012). Während die gemeinsame Vorstellung 
einer Marktgesellschaft auf ein uneingeschränktes Pri-
mat der Ökonomie gegenüber der Politik9 hinausläuft, 
oder auch private zwischenmenschliche Beziehungen 
letztlich als Tauschverhältnisse entwertet10, zeigen sich 
die angedeuteten Varianzen im „neoliberalen Projekt“ 
hinsichtlich der konkreten Hervorbringung und der 
Praktiken der Durchsetzung der Marktprinzipien. Auf 
zwei dieser Varianten wird nun näher eingegangen. 

In der Denktradition des deutschen Neolibera-
lismus (auch Ordoliberalismus) wird der Markt als 
staatliche Veranstaltung (Miksch 1947) gedacht. 
Hierbei wird paradoxerweise nach einem starken Staat 
verlangt, dessen Wirken jedoch auf die Konstituie-
rung und Sicherung von Märkten beschränkt ist: „Die 
wirtschaftspolitische Tätigkeit des Staates sollte auf 
die Gestaltung der Ordnungsformen der Wirtschaft 
gerichtet sein, nicht auf die Lenkung des Wirtschafts-
prozesses“ (Eucken 2004). Dies soll etwa durch eine 
„Wirtschaftsverfassung“ (vgl. Böhm 2010) gesichert 
werden, um den Spielraum staatlicher Eingriff e zu 
begrenzen und die übrigen Akteurinnen und Akteu-
re auf ein Handeln im Rahmen des Marktes zu ver-
pfl ichten. Der eben zitierte Franz Böhm spitzt dies auf 
die zynische Behauptung: „Freiheit nur im Rahmen 
der Ordnung“ (Böhm 2010: 101) zu. Das Spannen-
de an dieser ordoliberalen Idee des Marktes als staat-
liche Veranstaltung ist diese Paradoxie, dass einerseits 
Freiheit in den Marktbeziehungen vorausgesetzt wird, 
aber andererseits wohl wenig Vertrauen bestand, dass 
diese auf Konkurrenz basierenden Marktbeziehungen 
tatsächlich akzeptiert und freiwillig eingehalten wür-
den – daher auch das Verlangen nach einem starken 
Staat, als Veranstalter dieser unfreiwilligen „Freiheit“. 

Während der deutsche Neoliberalismus den Kapi-
talismus und den Markt explizit ordnungspolitisch 
durchsetzen bzw. sichern wollte, versucht Hayeks 
evolutionärer Erklärungsansatz den Markt als sponta-
ne Ordnung argumentativ zu entpolitisieren. Hayek 
erachtet den Konkurrenzkampf selbst als Ordnungs-
prinzip der Gesellschaft. Während er sich vom Lais-
sez-faire-Gedanken des Wirtschaftsliberalismus vom 
19. Jahrhundert abgrenzt und ebenfalls einen be-
stimmten Ordnungsrahmen für notwendig hält, ist er 
jedoch skeptischer hinsichtlich einer staatlich betrie-
benen Wettbewerbspolitik. Um dies zu argumentie-
ren rahmt er den Wettbewerb als ein „Entdeckungs-

9 Kritisch hierzu Polanyi (1944), Hacker (2018) und Marsili & 
Milanese (2019)
10 Gary S. Becker (1993) beschreibt diese Sichtweise etwa in sei-
nem Werk „Der ökonomische Ansatz zur Erklärung menschlichen 
Verhaltens“.
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verfahren“ (Hayek 1994), als einen Prozess der nicht 
im Voraus bestimmbar ist und dessen Ergebnisse off en 
sein müssen, um entsprechende Dynamiken entfalten 
zu können. Es geht Hayek also weniger darum den 
Wettbewerb zu organisieren als ihn zu arrangieren. 
Hayek erachtet dabei eine zielorientierte Gestaltung 
von Wirtschaft und Gesellschaft weder als möglich 
noch als wünschenswert. Er kritisiert eine zielorien-
tierte Gestaltung („konstruierte Ordnung“) mit der 
Begrenztheit des Wissens: Der Mensch wäre schlicht 
nicht in der Lage eine komplexe soziale Ordnung 
zu entwerfen. Was Wissenschaft und Politik nicht 
können, vermag dann der Wettbewerb durch eine 
hervorgebrachte „spontane Ordnung“. Aus dieser 
„Katallaxie“, wie Hayek seine Vorstellung der sponta-
nen Ordnung auch nennt, könnten sich individuelle 
Handlungen frei von Zielvorgaben entfalten. Aus der 
Summe dieser Handlungen würden Regelmäßigkei-
ten erkennbar werden, die allmählich zu anerkannten 
Regeln führten. Das Besondere an diesem Gedanken-
gang stellt für Hayek das Hervorgehen einer Ordnung 
dar, die frei von hierarchisierten Zielvereinbarungen 
ihrer Mitglieder ist (vgl. Niechoj & Wolf, 2000). 
Mit diesem Konzept der spontanen Ordnung ist es 
Hayek gelungen, die teilweise religiös geladene Legi-
timation des Marktes (unsichtbare Hand) der Klassik 
folgenreich zu rehabilitieren. Hayek nutzt in seiner 
Argumentation auch eine berechtigte Kritik an der 
Unterdrückung von Individuen in totalitären Ge-
sellschaftsexperimenten des 20. Jahrhunderts, wobei 
er jedoch mit seinem Gedankengang selbst in einer 
totalitären Ordnung landet: Seine spontane Ordnung 
des Marktes schließt Ziel-Mittelansätze hinsichtlich 
gesellschaftlicher Gestaltung aus – mit weitreichen-
den Folgen: „Das verfolgen positiver, kollektiver Ziele 
– etwa Vollbeschäftigung oder soziale Gerechtigkeit – gilt 
als gegen den Zivilisationsprozess gerichteter Konstrukti-
vismus. Damit beschränkt sich das menschliche Dasein 
auf die Möglichkeit zur individuellen Anpassung an die 
spontane Ordnung, der sich die Menschen unterzuord-
nen haben“ (Ptak 2017: 44). 

Um diesen Konturen des neoliberalen Projekts wei-
ter nachzugehen, wird im Folgenden eine strukturge-
schichtliche Perspektive eingenommen, wobei gefragt 
wird, ob bzw. inwiefern das neoliberale Projekt nach 
dessen „zweiter Geburt“ in den 1940er Jahren zur 
Blüte gefunden hat. 

4 Gesellschaftliche Neoliberalisierungspro-
zesse (Fokus: „Europäische Union“)

Exemplarisch für einen neoliberalen Transforma-
tionsprozess, also eine zunehmende Durchsetzung 
einer Marktgesellschaft , wird der Fokus der fol-

genden strukturgeschichtlichen Perspektive auf die 
Europäische Union gerichtet. Um eine Analyse des 
Einigungsprozesses der EU jenseits eines methodolo-
gischen Nationalismus zu ermöglichen und somit die 
im Rechtspopulismus verbreitete dichotome Gegen-
überstellung der jeweiligen Nationalstaaten mit der 
EU vorzubeugen, die den Eindruck erweckt, dass es 
die „Europäische Union“ im Nationalstaat nicht gebe, 
verwenden wir das Konzept des „europäischen Staats-
apparate-Ensembles“ (kurz: ESE) (Buckel, Georgi, 
Kannankulam & Wissel 2014). Aus dieser Perspektive 
wird der Wandel der EU aus einem Zusammenspiel 
unterschiedlicher Maßstabsebenen erklärt.

Dieser Wandel der Integrationsweise, also des dis-
kontinuierlichen und unabgeschlossenen Einigungs-
prozesses, des ESE wird beispielsweise von Ziltener 
(1999) auf eindrucksvolle Weise analysiert. In seiner 
Untersuchung des Strukturwandels des ESE arbeitet 
Ziltener zwei idealtypische Formen von Staatlichkeit 
(im ESE) heraus. Für die Phase von der Nachkriegs-
zeit bis in die 1970er Jahre spricht er dabei von einer 
„keynesianisch-korporatistischen Staatlichkeit“ (Zil-
tener 1999: 50), was auf die keynesianisch geprägte 
Wirtschaftspolitik mit wohlfahrtsstaatlichen Zielen wie 
die Schaff ung von Vollbeschäftigung, die Angleichung 
regionaler Lebensstandards oder die Reduktion des 
Infl ationsdrucks – im Kontext eines relativ deckungs-
gleichen Akkumulations- und der Regulationsraums 
– verweist. Mit „korporatistisch“ betont Ziltener ein 
sozialpartnerschaftlich vermitteltes Verhältnis zwischen 
Arbeit und Kapital mit relativ starken Gewerkschaften 
(vlg. Ziltener 1999: 50–53). 

Im Verlauf der Krisen der 70er und 80er Jahre und 
damit verbundene ökonomische und gesellschaftliche 
Veränderungen geriet der keynesianisch-korporatis-
tische Wohlfahrtsstaat in mehrfacher Hinsicht unter 
Druck: Durch die Internationalisierung der Produk-
tionskreisläufe und Zirkulationsfl üsse zerbrach die 
relative Einheit zwischen Akkumulationsraum und 
Regulationsraum, was oft als Ende der „fordistischen 
Produktionsweise“ (Lipietz 1997) diskutiert wird. 
Die zentralen politischen Zielsetzungen (Vollbeschäf-
tigung, Wirtschaftswachstum, oder Preisstabilität) 
konnten nur mehr selektiv erreicht werden. Hinzu 
kam, dass sich die verschiedenen Krisenelemente als 
Finanzkrise des Nationalstaates niederschlugen. Von 
1973–1979 stand bei den Versuchen der Krisenbe-
wältigung noch die Stimulierung der inneren Nach-
frage nach keynesianischem Modell im Vordergrund. 
Doch die Regulationskapazitäten der Nationalstaaten 
erfuhren in Anbetracht eines zunehmend verselbst-
ständigten Weltmarktes ihre Grenzen. Nicht zuletzt 
auf Grund einer politischen Wende in Großbritan-
nien („thatcherism“) reagierten die westeuropäischen 
Länder, die ehemals noch mit weitgehend ähnlichen 
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Regulationsweisen ausgestattet waren, vorerst mit di-
vergierenden Antikrisenstrategien (vgl. Kohler-Koch 
1992; Scharpf 1987; Streeck & Schmttter 1991).

Ziltener versucht die Entwicklungen deren Aus-
gangspunkt hier skizziert wurde und zur Herausbil-
dung einer neuen Staatlichkeit führte, mit „Schum-
peterianische Wettbewerbsstaatlichkeit“ begriffl  ich 
zu fassen (Ziltener 1999: 50). Der so beschreibende 
Staatstyp wird mit dem Nationalökonomen und Po-
litiker Schumpeter verknüpft, der als Th eoretiker 
technologischer und wirtschaftlicher Innovationspro-
zesse bekannt wurde. Damit ist auch schon ein zen-
trales Element der sich neu herausbildenden Form 
von Staatlichkeit benannt – der zunehmende Ausbau 
von staatlicher Tätigkeit im Bereich von Forschung, 
Entwicklung und Infrastruktur. Die Herausbildung 
dieser neuen Form von Staatlichkeit geschieht in ei-
ner Zeit einer zunehmend deregulierten interdepen-
denten Weltwirtschaft und einem damit verbundenen 
Wettbewerbsdruck auf Unternehmen und Standorte. 

Dieser strukturelle Wandel hin zum „Wettbewerbs-
staat“ (Hirsch 1995) bringt auch eine radikale Verän-
derung der politischen Zielsetzung der Staatlichkeit 
mit sich. Abgeleitet von der neuen Ausrichtung hin 
zur Wettbewerbsfähigkeit der Volkswirtschaft, die 
durch Interventionen auf der Angebotsseite – bei-
spielsweise durch Förderung der Produkt-, Prozess-, 
Organisations- und Marktinnovation – erreicht wer-
den soll, hat sich die Sozialpolitik den Bedürfnissen 
einer Arbeitsmarktfl exibilität bzw. den Zwängen des 
internationalen Wettbewerbs unterzuordnen. Da-
durch wird eine sozialökonomisch ausgewogene und 
demokratische innergesellschaftliche Entwicklung zu-
nehmend erschwert (vgl. Ziltener 1999: 56 f.).

Ziltener arbeitet diese drastische Einschränkung de-
mokratischer Entscheidungsmöglichkeiten auf bemer-
kenswerte Weise heraus. Er zeigt auf, dass die Schaf-
fung eines einheitlichen Binnenmarktes innerhalb des 
ESE, gekoppelt an das „Prinzip der Gegenseitigen An-
erkennung“ nationaler Standards in Verbindung mit 
dem Subsidiaritätsprinzip11 zu einer Logik der „regu-
latorischen Konkurrenz“ (Ziltener 1999: 195) führt. 
Durch diese Konstellation wurde eine Asymmetrie 
zwischen Regulations- (auf nationaler Ebene verblei-
ben Sozial-, Lohn- und Transferpolitik) und Akku-
mulationsraum (Binnenmarkt, Geld- und Währungs-
politik auf europäischer Maßstabsebene) geschaff en, 
wodurch die unterschiedlichen regulatorischen In-
stanzen (Mitgliedsstaaten, Städte) in einen Wettbe-
werb gezwungen werden (Bieling & Schulten 2003; 

11 Gibt vor, dass die Europäische Gemeinschaft nur tätig werden 
darf, wenn die Maßnahmen der Mitgliedstaaten nicht ausreichen 
und somit die politischen Ziele besser auf der Gemeinschaftsebe-
ne erreicht werden können.

Bieling & Steinhilber 2000). Dies ist eine wesentliche 
Änderung im Verhältnis zwischen Ökonomie und Po-
litik – was Crouch (2008) als „Postdemokratie“ be-
schreibt. Giersch (1988) bringt diese Veränderungen 
durch die „wettbewerbsstaatliche Integrationsweise“ 
(Ziltener 1999: 195) im ESE folgendermaßen auf den 
Punkt: „Städte konkurrieren mit Städten, Regionen mit 
Regionen, Steuersysteme mit Steuersystemen. Ähnliches 
gilt für die Systeme der sozialen Sicherheit mit ihren Leis-
tungen auf der einen Seite, ihren Zwangsabgaben auf der 
anderen“ (Giersch 1988: 10 f.) 

Es ist überaus bemerkenswert wie sehr diese struk-
turgeschichtliche Rekonstruktion des Wandels der eu-
ropäischen Integrationsweise mit Hayeks Vision hin-
sichtlich einer Durchsetzung einer Marktgesellschaft 
deckt, die er folgendermaßen formuliert: 

„Wenn Güter, Menschen und Geld frei über die Gren-
zen hin beweglich sind, so wird es unmöglich, durch 
eine einzelstaatliche Maßnahme auf die Preise der ver-
schiedenen Erzeugnisse einzuwirken. […] Es ist weiters 
klar, daß es nicht möglich sein würde, daß die Staaten 
innerhalb des Bundes eine selbständige Währungspoli-
tik verfolgen. Mit einer gemeinsamen Währungseinheit 
wird die Handlungsfreiheit, die den nationalen Zent-
ralbanken gegeben ist, zumindest so beschränkt sein wie 
unter einer strengen Goldwährung […]. Auch im rein 
fi nanziellen Bereich wären die Methoden zur Erhöhung 
der Staatseinkünfte für den Einzelstaat einigermaßen 
beschränkt. Nicht nur würde es die größere Beweglich-
keit zwischen den Staaten notwendig machen, alle Arten 
von Steuern zu vermeiden, die das Kapital oder die Ar-
beit anderswohin treiben würden; sondern es gäbe auch 
beträchtliche Schwierigkeiten mit indirekten Steuern“ 
(Hayek 1952: 320–328).

Diese Hayek’sche Vision lässt nun die wettbewerbs-
staatliche Integrationsweise im europäischen Staatsappa-
rate-Ensemble mit ihrer impliziten Logik der regula-
torischen Konkurrenz auch ideologisch klar einordnen 
und als erfolgreiche institutionelle Verankerung des 
„neoliberalen Projekts“ erkennen. Wie in Abschnitt 3 
angedeutet, begründet sich der klassische Liberalis-
mus als Bewegung des Bürgertums, die sich in erster 
Linie gegen den Feudalstaat richtet. Das „neoliberale 
Projekt“ – als ökonomische und politische Th eorie, 
Ideologie, und politische Strategie verstanden – will 
staatliche Interventionen in Produktionsweise zu-
rückdrängen und „den Markt zum universalen, alle 
Gesellschaftsbereiche übergreifenden Regulierungs-
mechanismus erheben“ (Butterwegge 2017: 124), was 
letztlich auch eine demokratische Entscheidungsfi n-
dung untergräbt (vgl. Crouch 2008).

Neben den zusätzlichen inhaltlichen Konturen, die 
der Begriff  des neoliberalen Projekts im Zuge dieser 
Diskussion erhielt, sollen folgende zwei Überlegun-
gen festgehalten werden: Das neoliberale Projekt 
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wurde durch diesen strukturgeschichtlichen Abriss als 
erfolgreiches Projekt erkennbar. In den kritischen So-
zialwissenschaften wird dieser Erfolg oft mit Gramscis 
(1991) Konzept der „Hegemonie“ analysiert, wobei 
gesellschaftliche Transformationsprozesse nach einem 
Zusammenwirken von Konsens und Zwang unter-
sucht werden. Auch wenn Konsens und Zwang vorerst 
als Widersprüche erscheinen, so verweist Gramsci mit 
diesen begriffl  ichen Gegenpolen auf die berühmten 
zwei Seiten einer Medaille: Eine hegemoniale Klasse 
sei gegenüber verbündeten Klassen führend (Konsens) 
und gegenüber den gegnerischen Klassen herrschend 
(Zwang), wobei sie doch immer den Ton angibt. Füh-
rend wird eine Klasse(nfraktion) indem sie Kompro-
misse eingeht, „ihre unmittelbaren ökonomischen 
Ziele überschreitet und Ziele, Werte und Interessen 
anderer Gruppen aufgreift, zusammenbindet und auf 
eine gemeinsame Perspektive verpfl ichtet“ (L. Becker, 
Candeias, Niggemann & Steckner 2017: 20). Kann-
ankulam (2008) weist in Anlehnung an den marxisti-
schen Staatstheoretiker Nicos Poulantzas (2002) auf 
eine Abnahme der Konsensorientierung des neolibera-
len Projekts hin und arbeitet autoritäre Tendenzen des 
neoliberalen Projekts heraus. Einer Ausprägung derar-
tiger autoritärer Tendenzen des neoliberalen Projekts 
im europäischen Integrationsprozess geht beispiels-
weise Konecny (2012) nach, indem er die Hervorbrin-
gung der European Economic Governance12 untersucht. 

Die zweite Überlegung, die aus dieser strukturge-
schichtlichen Rekonstruktion ableiten lässt, schließt 
an die Argumentation der autoritären Tendenz des 
neoliberalen Projekts an. Der Charakter der auto-
ritären Tendenz des neoliberalen Projekts zeigt sich 
weniger in der Form physischer Gewalt, wirft jedoch 
trotzdem grundlegende demokratiepolitische Fragen 
auf. In Anlehnung an Oberndorfer (2012) lässt sich 
die autoritären Tendenz des neoliberalen Projekts 
auch mit Foucaults Begriff  des „Dispositivs“ fassen. 
Foucaults Konzept des „Dispositivs“ zielt gewisserma-
ßen auf Vorentscheidungen, innerhalb derer sich sozi-
ale Praktiken entfalten können (vgl. Foucault 2008: 
119 f.). Das neoliberale Projekt konnte im ESE durch 
die Implementierung der Logik der regulatorischen 
Konkurrenz solche Vorentscheidungen setzten. Dies 
zeigt sich etwa am fragwürdigen Erfolg des Begriff s 
der „Alternativlosigkeit“ als Unwort des Jahres 2010 
(Zeit.de 2011). Die vermeintliche „Alternativlosig-
keit“ wird oft in Situationen ausgerufen, in denen un-
beliebte Maßnahmen politisch durchgesetzt werden 
sollen (vgl. Zeit.de 2010). In solchen Kontexten wird 
etwa mit dem „Standortwettbewerb“ argumentiert, 
also die Gefahr betont, dass Kapital abzufl ießen drohe, 

12 Eine kritische Betrachtung von Governance-Ansätzen folgt 
im anschließenden Abschnitt.

wenn nicht gewisse Maßnahmen (z. B. Senkung von 
Steuern, Kürzung von Sozialleistungen, etc.) ergrif-
fen würden. Der Erfolg dieses Standortwettbewerb-
Arguments, gewissermaßen die Vorentscheidung im 
Sinne einer konstruierten Alternativlosigkeit, lässt 
sich auf diese geschaff ene Konstellation der „wettbe-
werbsstaatlichen Integrationsweise“ – auf dieses durch 
den Erfolg des neoliberalen Projekts hervorgebrachten 
Dispositiv – zurückzuführen. 

5 Neoliberales Regieren und Regiert-Werden

Während im letzten Abschnitt das neoliberale Projekt 
als erfolgreich im Sinne von hegemonial bzw. autoritär 
dargestellt wurde, und somit eine defi nitorische Rah-
mung aus der gegenwärtigen politischen Lage und 
ihrer Pfadabhängigkeit abgeleitet wurde, so wird in 
diesem Abschnitt der Blick auf veränderte Regierungs-
praktiken gerichtet. Hierfür scheint es zielführend, 
zwei durchaus sehr unterschiedliche Forschungsper-
spektiven zu diskutieren: die Governance-Forschung 
und die Gouvernementalität-Studien. 

In der Governance-Forschung wird beispielswei-
se der Frage nachgegangen, wie „Governing without 
Government“ (Rhodes, 1996) ermöglicht werden 
kann. Diese Frage nimmt vielfältige Prozesse vorweg, 
die im letzten Abschnitt mit der Dezentrierung von 
Nationalstaatlichkeit im Mehrebenensystem des ESE 
bereits angeschnitten wurden. Unter dem strukturel-
len Druck der regulatorischen Konkurrenz wird un-
ter verschärftem Standortwettbewerb die Frage nach 
Effi  zienz und Sparpotentialen auch in der Bürokratie 
immer lauter. Der „Interventionsstaat“ (Fisahn 2012: 
365) nach keynesianischer Prägung wird zum kosten-
günstigeren „Moderatoren-Staat“ (Biebricher 2018: 
158) umgebaut. Hierfür bedarf es Managementin-
novationen, die helfen die öff entliche Hand einem 
unternehmerischen Ideal anzunähern. Entsprechen-
de Ziele eines solchen New Public Managements sind: 
„Dezentralisierung, Verfl achung von Hierarchien, 
Qualitätsmanagement, Suche nach Kundennähe (!)“ 
(Osborne & Gaebler 1997: 23). Besonders das letzt-
genannte Ziel, welches Bürger/innen als Kund/innen 
identifi ziert, kann Irritation hervorrufen. Hier jedoch 
einfach mit ökonomischem Imperialismus zu argumen-
tieren, also mit dem Hinweis auf eine Implementie-
rung ökonomischer Handlungslogiken in nichtöko-
nomische Sphären, wäre wohl zu kurz gegriff en, da 
ein Bedarf an einem erhöhten Serviceniveau nicht im-
mer von der Hand zu weisen ist. Mit den tieferliegen-
den Folgen solcher Transformationsprozesse befassen 
sich die Gouvernementalität-Studien.

Die Gouvernementalitätperspektive geht auf eine 
Reihe von Vorlesungen von Michel Foucault zurück, 
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die in der deutschsprachigen Veröff entlichung mit 
„Geschichte der Gouvernmentalität“ betitelt wurden 
(Foucault 2017a, 2017b). Hierin arbeitet Foucault 
die Regierungsmacht als eine Subjetivierungsmacht 
heraus, wobei es nicht darum geht, einem gegebenen 
Individuum Befehle zu erweisen, sondern darum das 
Subjekt aus einem Zusammenspiel aus Selbst- und 
Fremdführung überhaupt erst hervorzubringen (vgl. 
Lemke 2010). Dieser Prozess der Subjektwerdung 
wird in den Gouvernmentalität-Studien oftmals in 
Anlehnung an Althussers (2016) Denkfi gur der Inter-
pellation beschrieben. Diesen Prozess der Anrufung 
bringt Bröckling (2007) folgendermaßen auf den 
Punkt: „Subjektivierungsregime konfrontieren den 
Einzelnen mit spezifi schen Erwartungen, die er zu-
rückweisen, zu unterlaufen oder einzulösen versucht, 
denen er aber niemals voll und ganz genügen kann“ 
(ebd.: 28). Dies funktioniert also nicht über „Reiz-
Reaktions-Automatismen, sondern erzeugt einen Sog, 
der bestimmte Verhaltensweisen wahrscheinlicher 
machen soll als andere“ (ebd.: 38).

Dieser Sog forciert die je individuelle Arbeit am 
„unternehmerischen Selbst“ (Bröckling 2007), dessen 
typisches Handlungsmuster aus dem Spannungsver-
hältnis aus Risikobereitschaft und nüchterner Abwä-
gung hervorgeht: (Bedingte) Freiheit ist für das neo-
liberale Subjekt grundlegend, was Voraussetzung für 
die volle Ausschöpfung verwertbarer Produktiv- und 
Innovationskraft ist. Diese Freiheit läuft aus neolibe-
raler Perspektive jedoch auch Gefahr in unproduktive 
Projekte zu fl ießen, wie den kontemplativen Müßig-
gang. Solcher nichterwünschter Handlungen ent-
gegnet das neoliberale Projekt mit einer Anrufung in 
Form einer „Responsibilisierung“ (Biebricher 2018: 
175), einer Schaff ung individueller Verantwortlich-
keiten. So wird individuelle Freiheit an individuelle 
Verantwortung geknüpft, was eine Selbstführung und 
Selbstsorge bestärken soll. 

Die Gouvernementalität-Studien argumentieren 
dabei jedoch keinesfalls auf einer plumpen morali-
schen Ebene, um in einem Rundumschlag Eigen-
verantwortung und Selbstführung zu verteufeln. Sie 
eröff nen vielmehr den Blick auf eine Verantwort-
lichkeit, die durch Wettbewerb hergestellt wird. Es 
wird also herausgearbeitet, dass die Logik der regu-
latorischen Konkurrenz auch auf individueller Ebene 
greift, was zu einer bemerkenswerten Dynamisie-
rung gesellschaftlicher Verhältnisse (vgl. Rosa 2005) 
unter einem permanenten zwang der Effi  zienzstei-
gerung führt – oder wie es Bröckling etwas drama-
tischer formuliert: „Der Wettbewerb unterwirft das 
unternehmerische Selbst dem Diktat fortwährender 
Selbstoptimierung, aber keine Anstrengung vermag 
seine Angst vor dem Scheitern zu bannen“ (Bröck-
ling 2007).

6 Das „neoliberale Projekt“ und der Struk-
turzusammenhang von Unterricht

Während beispielsweise Marx im „Kapital“ (MEW 
23–25) nach allgemeinen Bestimmungsmerkmalen, 
bzw. allgemeinen Logiken der kapitalistischen Produk-
tionsweise fragt, geraten mit dem Begriff  des „neolibe-
ralen Projekts“ Tendenzen einer historisch spezifi schen 
Ausformung der „Marktwirtschaft“ beziehungsweise 
des „Kapitalismus“ in den Blick. In diesem Artikel 
wurde das neoliberale Projekt aus unterschiedlichen 
Perspektiven diskutiert, wodurch unterschiedliche 
Bedeutungskonnotationen hervorgebracht werden 
konnten. So wurde „Neoliberalismus“ auf begriffl  i-
cher Ebene in den Fokus genommen. Darüber hinaus 
wurden „Ideen“, die das neoliberale Projekt prägen, 
Umgestaltungen materieller Verhältnisse (im europäi-
schen Staatsapparate-Ensemble) sowie die Subjektebene 
diskutiert, um Konturen des neoliberalen Projekts he-
rauszuarbeiten. 

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass das 
Ziel des neoliberalen Projekts, die Durchsetzung einer 
Marktgesellschaft, insbesondere durch ein Aufbrechen 
der relativen Einheit zwischen Akkumulationsraum 
(Binnenmarkt, Geld- und Währungspolitik auf supra-
nationaler Maßstabsebene) und Regulationsraum (auf 
nationaler Ebene verbleiben Sozial-, Lohn- und Trans-
ferpolitik) vorangetrieben werden konnte. Durch 
entsprechend tiefgreifende Umgestaltungen wurde 
eine Logik der „regulatorischen Konkurrenz“ (Zil-
tener 1999: 195) implementiert, was letztlich durch 
eine konstruierte Alternativlosigkeit eine demokrati-
sche Entscheidungsfi ndung untergräbt (vgl. Crouch 
2008). Die Logik der „regulatorischen Konkurrenz“ 
bringt auch Tendenzen hervor, die etwa Verantwort-
lichkeiten gesellschaftlicher Institutionen auf Indivi-
duen überträgt, wodurch Effi  zienz- und Nutzenkalkül 
in immer neue Lebensbereiche vordringen. 

Was lässt sich nun von diese Diskussion des „neoli-
beralen Projekts“ auf den in der Einleitung aufgewor-
fenen „Strukturzusammenhang von Unterricht“ über-
tragen, wonach Unterricht in einer Wechselbeziehung 
zu gesellschaftlichen Verhältnissen steht (Kron et al. 
2014: S. 25)? 

Um dies näher auszuführen, soll erneut Gramscis 
(1991) Konzept der „Hegemonie“ aufgegriff en wer-
den. Wie dargestellt: Um Hegemonie zu erringen, 
sind auch „Werte und Interessen anderer Gruppen 
[...aufzugreifen, zusammenzubinden], und auf eine 
gemeinsame Perspektive“ zu verpfl ichten (L. Becker 
et al. 2017: 20). Candeias (2008) hat diesbezüglich 
herausgearbeitet, dass etwa „zentrale Forderungen der 
68er-, der Frauen-, der Öko- wie der Arbeiterbewe-
gung [... vom neoliberalen Projekt integriert wurden], 
wodurch aktive Zustimmung organisiert, das kritische 
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Potenzial dieser Bewegungen absorbiert und letztlich 
die Substanz der Bewegungen selbst zersetzt wurde“ 
(Candeias 2008: 303). Der zentrale Punkt dabei ist, 
dass entsprechende Interessen aufgegriff en wurden, 
deren Ziele aber dabei gleichzeitig auf dem Terrain 
des Neoliberalismus verschoben wurden (vgl. Candei-
as 2008: 305). In Bezug auf die 68er- und Frauen-
bewegung argumentiert Candeias, dass die Kritik an 
„unterdrückenden Fähigkeiten des Wohlfahrtsstaates“ 
(Marcuse 2014: 70) vom neoliberalen Projekt aufge-
griff en wurde, jedoch diese staatskritische Stimmung 
„sozusagen auf den Kopf“ (Candeias 2008: 303) ge-
stellt wurde: Die Kritik an „unterdrückenden Fähig-
keiten“ (des Wohlfahrtsstaates) konnte zu einer Kritik, 
die für einen Wohlfahrtsstaats-Abbau diente, verscho-
ben werden. So trafen sich zwar „der reaktionäre Im-
puls der Neoliberalen und der emanzipative Anspruch 
der Linken, aber schon unter veränderten Kräftever-
hältnissen“ (Candeias 2008: 304), sodass letztlich ein 
hier bereits diskutierter neoliberaler Transformati-
onsprozesse vorangetrieben werden konnte, was eine 
Umgestaltung von Staatlichkeit (Wettbewerbsstaat) 
begünstigte und den kritisierten Paternalismus durch 
Eigenverantwortung ersetzen ließ. 

Dieser Zusammenhang aus Konsens (Staatskritik) 
und Zwang (konkrete politische Umsetzung dieser 
geteilten Staatskritik in der unbeabsichtigten Her-
vorbringung von Wettbewerbsstaatlichkeit) lässt sich 
auch auf eine Analyse von Bildungsinhalten übertra-
gen. So ist etwa für den Bereich der Bildung für Nach-
haltige Entwicklung (vgl. Hasse 2006; Danielzik & 
Flechtker 2012) denkbar, dass entsprechende Kritik 
an unnachhaltiger Produktionsweise (als „Bildungsin-
halt“) im Kontext einer neoliberal geprägten Gegen-
wart verschoben wird und einen „Bildungsgehalt“13 
entfaltet, der das neoliberale Projekt, welches die 
kritisierte Produktionsweise prägt, letztlich begüns-
tigt. Beispielsweise würde ein Bildungsinhalt, der die 
Kritik an unnachhaltiger Produktionsweise vorschnell 
zugunsten von Lösungsvorschlägen aufhebt, wie dies 
etwa beim Konzept des „politischen Konsumverhal-
tens“ der Fall ist, diesem Muster neoliberaler Instru-
mentalisierung entsprechen: Das Kritisierte (unnach-
haltige Produktionsweise) wird zwar aufgegriff en, 
dessen Ziel (nachhaltige Produktionsweise) wird 
jedoch gleichzeitig verschoben, da durch die Her-
vorbringung von Eigenverantwortung im Sinne des 
politischen Konsumverhaltens letztlich eine weitere 
Durchsetzung der Marktgesellschaft, die die kritisier-
te Produktionsweise erst hervorbringt, vorangetrieben 
13 Die Begriff e „Bildungsinhalt” und „-gehalt“ verwenden wir 
in Anlehnung an Klafki, jedoch weniger um in Klafkis Tradition 
des „Exemplarischen Lernens“ (Klafki, 1975) zu argumentieren, 
sondern um den Strukturzusammenhang von Unterricht in einer 
neoliberal geprägten Gegenwart herauszuarbeiten.

wird. Hinsichtlich des Kritisierten (unnachhaltiger 
Produktionsweise) wird eben keine Entscheidungsfi n-
dung auf gesellschaftlicher Ebene angestrebt, sondern 
die Problemlösung – vermittelt über Marktprinzipi-
en – auf individuelle Verantwortung abgewälzt (Ein-
kaufszettel als Stimmzettel).

Umgekehrt lassen sich jedoch durch ein Heraus-
arbeiten solcher Hervorbringungen von Eigenverant-
wortung neoliberale Tendenzen (in Unterrichtsmate-
rialien) aufdecken. Die Hypothese, die sich hiervon 
ableiten lässt: Durch ein Aufdecken und Analysieren 
von Responsibilisierungen, können auch neoliberale 
Tendenzen in Unterrichtsmaterialien feststellbar wer-
den, die sich aufgrund ihrer Bildungsinhalte (z. B.: 
Mülltrennung, Gesundheit, etc.) vordergründig kei-
nen ökonomischen Paradigmen zuordnen lassen. 
Dadurch können auch Unterrichtsmaterialien auf 
neoliberale Tendenzen untersucht werden, die vorder-
gründig keine ökonomischen Th emen transportieren.

Neben einer Analyse neoliberaler Tendenzen von 
Bildungsinhalten lässt sich dieser Hypothese auch auf 
die Analyse von Unterrichtspraktiken übertragen. So 
geht etwa Pongratz (1990) einem Wandel von Dis-
ziplinierungstechniken im schulischen Kontext nach. 
Er arbeitet dabei heraus, dass zu „Beginn des 20. 
Jahrhunderts ein Übergang von der alten Lern- und 
Drillschule zu dynamischeren, innengeleiteten Ar-
beitsformen [...], die darauf hinzielen, möglichst früh 
Fremd- in Selbstregulierung zu überführen“ (Pongratz 
1990: 156) einsetzte. Gryl und Naumannn (2016) 
gehen dieser Hervorbringung von Selbstregulierung 
in Anlehnung an das „ökonomische Selbst“ (Gryl & 
Naumann 2016: 19) nach und refl ektieren derarti-
ge Praktiken aus bildungstheoretischer Perspektive. 
Mitchell (2018) bezieht den Wandel von Diszipli-
nierungstechniken im schulischen Kontext stärker als 
Pongratz auf eine neoliberal geprägte Gegenwart und 
spricht in diesen Zusammenhängen von einer Her-
vorbringung eines „entrepreneurial child“ (Mitchell 
2018: 25). 

Das „entrepreneurial child“ wird demnach in aktuel-
len Unterrichtspraktiken zwar in seiner Eigenständig-
keit stärker ernstgenommen, jedoch nur insofern dies 
auch mit einer effi  zienteren Integration in den vorge-
gebenen Rahmen der Schule einhergeht. Pongratz be-
zeichnet dies als eine „Fiktion von Autonomie“ (Pon-
gratz 1990: 156) und vertritt die Auff assung, dass sich 
hinter derartigen Disziplinierungstechniken die Drill-
anstalt des 19. Jahrhunderts im neuen Kleide verbirgt, 
ja gar perfektioniert wurde (vgl. Pongratz 1990: 157). 

Ein zentraler Moment eines solchen „Governing 
without Government“ (Abschnitt 5) ist wiederum 
die Responsibilisierungen. Für weiterführende Analy-
sen hinsichtlich neoliberaler Tendenzen von Unter-
richt, die auch den „Strukturzusammenhang“ (Kron 
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et al. 2014: 25) berücksichtigen, also Bildungsinhalte 
und Unterrichtspraktiken in einem Wirkungszusam-
menhang mit gesellschaftlichen Verhältnissen analy-
sieren, sollte es sich als hilfreich erweisen, bei derar-
tigen Hervorbringungen von Eigenverantwortung 
anzusetzen. Die Herausforderung wird darin beste-
hen, die so herausgearbeiteten Responsibilisierungen, 
kontextbezogen zu diff erenzieren: Auch die Förde-
rung eines politischen Subjekts jenseits neoliberaler 
Verwertungslogiken wird nicht ohne eine Förderung 
von Eigenverantwortung auskommen. Dabei kann 
folgende Frage bei dieser graduellen Diff erenzierung 
hilfreich sein: Erschöpfen sich die Responsibilisierun-
gen, die wir in einer neoliberal geprägten Gegenwart 
im schulischen Kontext mitgestalten, in einer gestei-
gerten Selbstregulierung, die erst durch fehlende ge-
sellschaftliche Verantwortung notwendig wurde, oder 
sind tatsächlich Freiräume im Sinne von Mündigkeit 
(Adorno & Becker 1971) auszumachen?
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